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  „Und ehrlich, wir haben eine faszinierende Heimat,




  von der Nordsee und Ostsee angefangen,




  bis an die Berge der Alpen,




  vom Rhein über die Elbe bis an die Oder




  bietet dieses Land bezaubernde Regionen,




  hier leben wundervolle Menschen,




  fleißig, ehrlich, hilfsbereit und sozial engagiert.




  Wir haben jeden Grund stolz auf uns zu sein!“




  Vorwort




  Während einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem von seinem Amt zurückgetretenen österreichischen Kanzler Werner Faymann und der deutschen Bundeskanzlerin erklärte Angela Merkel zur Verteidigung ihrer Entscheidung, die Grenzen für Flüchtlinge zu öffnen: „Ich muss ganz ehrlich sagen, wenn wir jetzt anfangen, uns noch entschuldigen zu müssen dafür, dass wir in Notsituationen ein freundliches Gesicht zeigen, dann ist das nicht mein Land.“ (1)




  Sie sagte „mein Land“ und daraufhin stellte ich mir die Frage, was denn Angela Merkel unter ihrem Land versteht. Was verstehe ich persönlich unter „meinem Land“? Ist Deutschland überhaupt „mein Land“?




  Es ist das Land, in dem ich geboren und aufgewachsen bin, in dem ich seit Jahrzehnten lebe, gewissenhaft meiner täglichen Arbeit nachgehe und zuverlässig meine Steuern zahle. Obwohl es mir grundsätzlich nicht schlecht geht, bin ich höchst unzufrieden und das geht mir nicht alleine so.




  Schon längere Zeit beobachte ich, dass der Unmut vieler Bürger wächst und das nicht erst, seitdem hunderttausende Flüchtlinge über die deutschen Grenzen strömen.




  Bislang habe ich mich wenig für Politik interessiert. Wahlen, vor allem auf kommunaler oder Landesebene fanden kaum meine Beachtung, Wahlen zum Europaparlament ignorierte ich vollkommen. Ab und zu ging ich zur Bundestagswahl, um eine kleinere Partei zu wählen und ihr damit etwas Stimme in der Opposition zu verschaffen bzw. meinen Protest zum Ausdruck zu bringen. Protest, aber wogegen eigentlich? Mit den etablierten Parteien kann ich schon lange nichts mehr anfangen. Mein Vertrauen in die Politik hat Jahr für Jahr immer mehr abgenommen.




  Meine Einstellung, dass „DIE DA OBEN“ sowieso machen, was sie wollen, hat sich zwar immer mehr verfestigt, musste aber auch eine Ursache haben. Ich begann mir ernsthafte Gedanken um mein bzw. unser Land zu machen.




  Der Satz: „Ich bin stolz, ein Deutscher zu sein!“, geht wohl den wenigsten von uns so einfach über die Lippen. Dank erfolgreicher Erziehungsarbeit in der Schule und jahrzehntelanger kollektiver Schuldzuweisung durch Politik und Medien an den Gräueln des Zweiten Weltkrieges hat diese Aussage heute einen fahlen Beigeschmack.




  Unsere Nation hat besonders während des Hitlerregimes viel Leid und Elend über Europa und die Welt gebracht. Das habe ich niemals hinterfragt und angezweifelt. Mehr als 70 Jahre nach dem Ende des Krieges interessiert mich nun ernsthaft, wo unser Land in der Zwischenzeit steht. Von Punkt Null im Jahre 1945 haben wir uns zwischenzeitlich laut Meldung verschiedenster Tageszeitungen auf Rang vier der stärksten Industrienationen der Welt nach oben gearbeitet. Das ist dem Fleiß der Bürger unserer Republik, vor allem aber den Nachkriegsgenerationen zu verdanken. Die heutigen Steuereinnahmen sprudeln in nie dagewesenem Maße.




  Wenn ich aber durch die Straßen unseres Landes gehe, wenn ich mit wachem Verstand auf das achte, was die Menschen reden, worüber in diesen Zeiten heiß diskutiert wird, wenn ich die Schlangen vor den Tafeln sehe, wenn ich aufmerksam die Nachrichten in Fernsehen und Zeitungen verfolge und mit der Realität im täglichen Leben vergleiche, dann passt das alles nicht zusammen. Dann bestätigt sich mein Verdacht, dass die wirtschaftlichen Erfolgsmeldungen im Gegensatz zu der Tatsache stehen, dass viele Menschen in unserem Land Mühe haben ihr tägliches Leben zu meistern.




  Der Wohlstand kommt bei einem Teil der Bürger nicht an. Und die Wut der Menschen wächst. Viele Diskussionen im Freundes- und Bekanntenkreis verfolgte ich aufmerksam, alle drehten sich immer wieder um die Themen Europa, Flüchtlinge, Griechenland, Terror, Bankenkrise, Kriminalität, Renten und Steuern. Das sind die wichtigsten Punkte, die den Menschen zunehmend Kopfzerbrechen bereiten.




  An unseren Politikern, egal welcher Partei sie angehören, lassen viele Bürger kein gutes Haar. Fast jedes dieser Gespräche endete in der Regel mit dem Satz: „Na ja, wir können ja eh nichts machen!“ Nach jedem Gespräch waren die Menschen noch wütender – und auch mir ging es so. Mit der Erklärung, dass man nichts machen könne, wollte ich mich nicht zufrieden geben. Immer nur meckern und am Ende alle politischen Entscheidungen knurrend hinnehmen, kann auf Dauer nicht die Lösung sein.




  Auf der Suche nach Antworten fühlte ich mich oft unzureichend bzw. einseitig informiert. Schaut man regelmäßig die verschiedensten Nachrichtensendungen und verfolgt die Diskussionen in den Polit-Talkshows oder liest aufmerksam die Tageszeitungen, dann kommt das eher der Belehrung mit dem erhobenen Zeigefinger gegenüber einem dummen Schulkind gleich, als einer sachlichen Information über die Geschehnisse der Innen- und Außenpolitik. Ich denke schon, dass ich als erwachsener, mündiger Bürger durchaus in der Lage bin mir mein eigenes Urteil zu bilden. Ich verlangte nach genaueren Antworten.




  Auf der Suche nach für mich akzeptablen Erklärungen widmete ich mich unzähligen Büchern, die die Geschichte, Entwicklung und den heutigen Zustand unseres Landes aus verschiedenen Gesichtspunkten betrachteten und die sozialen Fragen genauer beleuchteten. Viele dieser Bücher sind für den Normalbürger kaum verständlich, sie waren vollgepackt mit unübersichtlichen Statistiken, ich habe sogar Zweifel, dass ein Betriebswirtschaftsstudent versteht, was dort geschrieben steht. Bücher, in denen prophezeit wird, dass der wirtschaftliche Untergang unseres Landes kurz bevorsteht, brachten mich verstärkt zum Grübeln. Um mich selbst zu beruhigen und einen klaren Verstand zu behalten, legte ich diese Bücher wieder zur Seite und ordnete sie den Verschwörungstheoretikern zu.




  Weiteren Themen wie der derzeitigen Krise in Europa, aber auch die drängenden Probleme im Zusammenhang mit der Globalisierung und der unsicheren Lage in der gesamten Welt habe ich mich ausführlich gewidmet.




  Das Internet ermöglicht uns heute, viel in Erfahrung zu bringen, was in den öffentlichen Medien eher verschwiegen oder ignoriert wird. Hier bin ich auf viele Zweifler und Kritiker getroffen, die sich scheinbar in einer ähnlichen Situation befinden und ihren Unmut über die Zustände in unserer Republik zum Ausdruck bringen.




  Erschrocken bin ich zum Teil über die Offenheit, mit der die User in der vermeintlichen Anonymität des Internet diskutieren und ihre Wut über die zunehmende soziale Ungerechtigkeit offen artikulieren.




  Auf der Homepage des Bundestages bin ich ebenfalls fündig geworden, denn hier werden alle Plenarprotokolle der Sitzungen veröffentlicht. Viele Niederschriften habe ich aufmerksam gelesen, da mich interessierte, welche Einstellung unsere Politiker zum Thema Europa, zur Einführung des Euro, zur Einwanderung und zu sozialen Fragen in Deutschland während ihrer Debatten vor Jahren hatten, ob sie diese revidiert oder wie sie ihre Forderungen zwischenzeitlich umgesetzt haben.




  Ich fing an mich zu ärgern, in erster Linie über mich selbst. Ärgern über meine Untätigkeit viele Jahre, gar Jahrzehnte lang. Dass ich zugesehen habe, wie unsere gewählten Volksvertreter sehr oft Politik nicht für das Volk machen und Gesetze verabschieden, die für die Mehrheit der Bevölkerung negative Auswirkungen haben. Darüber habe auch ich immer nur gemeckert und geschimpft, die Möglichkeiten dagegen einzuschreiten, aber nicht genutzt. Denn wir Bürger können durchaus etwas tun!




  Liebe Leserin, lieber Leser, ganz ehrlich, das, was ich da alles mühsam recherchiert habe, machte mich noch wütender. Ich nahm mir immer wieder fest vor, einfach den Fernseher nicht mehr einzuschalten und Tageszeitungen zu ignorieren. Ich habe es keinen Tag geschafft. Im Gegenteil, ich habe noch genauer hingesehen und zugehört. Inzwischen habe ich eingesehen, dass Wut ein schlechter Ratgeber ist. Die Arbeit an diesem Buch hat in mir bewirkt, dass ich in Zukunft nicht mehr tatenlos zusehen werde. Ich fühle mich wie wachgerüttelt und bin zu dem Entschluss gekommen, dass ich nun alle Mittel ausschöpfen werde, die unsere Demokratie bietet, um Missständen auf den Grund zu gehen bzw. vehement dafür einzutreten sie abzustellen.




  Ich habe versucht, die für mich wichtigsten Punkte zusammenzufassen und möchte Sie durch die hier vorliegenden Zeilen an meinen Erkenntnissen teilhaben lassen. Bilden Sie sich Ihr eigenes Urteil und treffen auch Sie Ihre Entscheidung!




  Unsere Volksvertreter und die deutsche Parteienlandschaft




  Schauen wir uns erst einmal die Zusammensetzung des Bundestages nach Parteien und die Sitzverteilung an. Bei der letzten Wahl im Jahr 2013 erreichten die Parteien folgende Ergebnisse:




  

    

      	CDU/CSU



      	41,5 %



      	311 Sitze

    




    

      	SPD



      	25,7%



      	193 Sitze

    




    

      	Linke



      	8,6%



      	64 Sitze

    




    

      	Bündnis 90/Grüne



      	8,4%



      	63 Sitze

    


  




  Erstmals seit Bestehen der Bundesrepublik ist die FDP mit erreichten 4,8 % nicht mehr vertreten. Die AfD verpasste mit knapp 4,7 % den Einzug in den Deutschen Bundestag.(2)




  Unser Parlament hat zurzeit 631 Abgeordnete. Ihre Zahl ist in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen. Durch neue Regelungen wird sie nach der Bundestagswahl 2017 noch weiter zunehmen.(3)




  Die Zusammensetzung nach Berufsgruppen wirft viele Fragen auf. Der Anteil der Beamten und Angestellten aus dem öffentlichen Dienst ist unverhältnismäßig hoch. Nachfolgende Aufstellung zeigt die Berufszugehörigkeit unserer Abgeordneten in Prozent zu den Gesamtabgeordneten.




  Unselbständige Tätigkeiten




  

    

      	Öffentlicher Dienst



      	ca. 29,7 %

    




    

      	aus politischen und gesellschaftlichen Organisationen



      	ca. 17,5 %

    




    

      	Angestellte aus der Wirtschaft



      	ca. 17,7 %

    


  




  Selbständige Tätigkeiten




  

    

      	Handwerk/Industrie/Gewerbe,



      	

    




    

      	Land- und Forstwirtschaft



      	ca. 7,6 %

    




    

      	Freie Berufe wie Rechts- und Wirtschaftsberater,



      	

    




    

      	steuerberatende Berufe, Ärzte, Journalisten ...



      	ca. 19,3 %

    


  




  Sonstiges




  

    

      	Hausfrau/-mann, Auszubildende, Studierende ...



      	ca. 2,1 %

    




    

      	Sonstiges/keine Angaben



      	ca. 6,0 %

    


  




  Interessant sind dabei noch folgende Angaben: 114 Beamte sitzen im Deutschen Bundestag, davon viele Lehrer, 93 Rechtsanwälte bzw. Wirtschafts- und Steuerberater, etliche Abgeordnete entstammen politischen und gesellschaftlichen Organisationen oder waren vorher Mitarbeiter bei anderen Abgeordneten.




  Die Arbeiterschaft, also die Menschen, die in Deutschland in der Produktion tätig sind und unseren täglichen Bedarf bzw. die Güter herstellen, die Deutschland zum Exportweltmeister machen und die deutschen Landwirte sind im Bundestag unterdurchschnittlich repräsentiert. Haben die Abgeordneten wirklich eine Ahnung davon, was die täglichen Sorgen und Nöte der Arbeiter, Angestellten und Bauern sind?




  Die Statistik aus dem Jahre 2014 auf der Seite des Bundestages zu den Berufen unserer Abgeordneten habe ich sehr aufmerksam studiert. Am Schluss der Übersicht stand, dass 35 Abgeordnete keine „verwertbaren“ Angaben zu ihrem Beruf gemacht haben.(4)




  Das wollte ich natürlich genauer wissen, weil das schließlich 5 Prozent der Abgeordneten betrifft. Auf meine E-Mail an den Bundestag, was unter „verwertbaren“ Angaben zu verstehen sei und um welche Abgeordneten es sich dabei handelt, habe ich KEINE Antwort erhalten. Einige Tage später habe ich festgestellt, dass die Statistik überarbeitet und mit Stand 2015 aktualisiert wurde. Das Wort „verwertbar“ wurde daraus gestrichen. Jetzt heißt es nur noch „keine Angaben“ und wurde mit 38 korrigiert. Daraus schließe ich, dass 38 Abgeordnete keine Angaben über ihren Beruf gemacht haben oder machen wollten. Das finde ich sehr befremdlich. Mehr als 6 Prozent der Abgeordneten wollen oder können keine Informationen zu ihrer beruflichen Qualifikation preisgeben. Was haben sie zu verbergen?




  Die hohe Anzahl von Beamten im Bundestag resultiert meines Erachtens daher, dass ein Staatsbediensteter nach Beendigung seiner Abgeordnetentätigkeit wesentlich einfacher an seinen alten Arbeitsplatz zurückkehren kann. Mit dieser Absicherung im Rücken ist es unproblematischer eine politische Karriere anzustreben, als dies dem Inhaber eines mittelständischen Unternehmens mit wenigen Angestellten möglich ist, der seinen Betrieb dann vermutlich schließen müsste. Dieser wagt den Schritt ins höchste politische Amt eher selten. Das Engagement des Handwerksmeisters beschränkt sich meist nur auf die kommunale Ebene, z. B. in den Städte- bzw. Gemeinderäten.




  Die Zahl der Abgeordneten im Deutschen Bundestag gehört in naher Zukunft unbedingt verringert. Vier- bis fünfhundert Volksvertreter sollten ausreichen. Viele Millionen an Steuergeldern könnten eingespart werden. Die wirkliche Politik wird doch in den Ländern, aber vor allem vor Ort gemacht, hier wird entschieden, welche Schule saniert, welche Brücke neu gebaut und wo neues Bauland ausgewiesen wird.




  Auch die Parlamente der einzelnen Bundesländer gehören dringend verkleinert, denn jeder der 13 Landtage sowie das Abgeordnetenhaus in Berlin und die Bremer und Hamburger Bürgerschaft verfügen über einen ähnlich aufgeblähten Apparat, auch hier tummeln sich weitere tausende Abgeordnete, vom Europaparlament, das wir ebenfalls zu großen Teilen finanzieren, ganz zu schweigen.




  Schaut man sich die Sitzungen im Bundestag zum Beispiel einmal an, so herrscht auf den Plätzen häufig gähnende Leere. Nur bei großen Entscheidungen sind die Ränge gut gefüllt. Das beschäftigt scheinbar viele Menschen in unserem Land. Schauen Sie einmal auf die Internetseite des Deutschen Bundestages unter „Häufig gestellte Fragen“. Dort erhält man zur Antwort, dass unsere Abgeordneten eben auch in den verschiedensten Ausschüssen tätig sind und diese Sitzungen manchmal zur gleichen Zeit stattfinden. Ich zweifle das gar nicht an, frage mich aber, ob es wirklich notwendig ist, dass diese Veranstaltungen zeitgleich angesetzt werden.




  Ich stelle mir immer wieder die Frage, ob unsere Abgeordneten von den Ängsten des kleinen Mannes überhaupt eine Ahnung haben. Können sie nachvollziehen, dass es viele Bürger in unserem Land gibt, deren berufliche, private und finanzielle Situation keine Verbesserung ihrer Lebensbedingungen verspricht? Der Abgeordnete ist durch sein Mandat auf lange Zeit finanziell bestens versorgt. Er muss sich keine großen Sorgen hinsichtlich seiner Zukunft machen. Selbst nach dem Ausscheiden aus dem Bundestag bekommen sie ihre Bezüge noch bis zu 18 Monate als so genanntes Übergangsgeld gezahlt.




  Von der Altersversorgung der Politiker kann der Durchschnittsbürger nur träumen. Der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland habe ich einen eigenen Abschnitt gewidmet. Eine Ausnahme machen die Linken, die auf die gravierende Ungerechtigkeit bei der Verteilung der Vermögen in Deutschland immer wieder aufmerksam machen.




  Nachfolgend ist aufgeführt, welche Bezüge unsere ganz „normalen“ Bundestagsabgeordneten erhalten und welche finanziellen Zuschüsse ihnen weiterhin zustehen.




  Ein einfacher Abgeordneter erhält seit dem 01.07.2016 eine Aufwandsentschädigung/Diät von 9.327,00 EUR monatlich. Zudem erhalten sie eine steuerfreie Kostenpauschale für „Amtsausstattung“ in Höhe von 4.305,46 EUR. Für ihre Mitarbeiter werden zusätzlich die anfallenden Lohnkosten in Höhe von ca. 19.000 EUR im Monat vom Bundestag übernommen.(5)




  Viele unserer Abgeordneten gehen den unterschiedlichsten Nebentätigkeiten nach. Diese stehen häufig im Zusammenhang mit ihrer Arbeit als Abgeordnete des Deutschen Bundestages. In den Vorstandsetagen einiger Verbände, Organisationen und Vereine bekleiden sie die verschiedensten Ämter. Das ist meines Erachtens auch vollkommen in Ordnung und soll durchaus mit einer Aufwandsentschädigung entlohnt werden.




  Ihre Nebeneinkünfte müssen die Abgeordneten veröffentlichen, worauf auf der Homepage des Bundestages ausdrücklich verwiesen wird. Das ist sehr umständlich zu recherchieren, weil man in einigen Fällen auf die persönlichen Internetseiten der Abgeordneten umgeleitet wird und dort mühsam nach den Nebeneinkünften suchen muss. Bei einigen Abgeordneten habe ich diese Angaben leider nicht gefunden. Ist das bisher nur mir aufgefallen? Die Übersicht der Nebeneinkünfte gehört auf die Seite des Bundestages in den Bereich, in dem die einzelnen Abgeordneten vorgestellt werden. Auch wenn ein Abgeordneter keine Nebeneinkünfte erzielt, muss darauf hingewiesen werden. Denn so bleibt immer die Frage offen, ob hier etwas verschwiegen wird.




  Einige Abgeordnete haben auf Heller und Pfennig, oh sorry, ich meine natürlich Euro und Cent aufgeführt, wie hoch die Einnahmen im Einzelnen sind, die meisten allerdings haben ihre Nebeneinkünfte in Stufen unterteilt angegeben, wie es vom „Gläsernen Abgeordneten“ gefordert ist.(6)




  Die Spanne reicht von Nebeneinkünften der Stufe 1 von 1.000 EUR bis 3.500 EUR bis zur Stufe 10 mit Einkünften von über 250.000 EUR. Es kann sich dabei um monatliche, aber auch einmalige Entgelte handeln. Einige Angaben machen jedoch stutzig, wenn unsere Abgeordneten Nebeneinkünfte bei Versicherungen oder Banken einstreichen, oft auch hohe Honorare als Rechtsanwälte. Die nebenbei erwirtschafteten Bezüge unserer Politiker betrugen seit der letzten Bundestagswahl ca. 18 Millionen Euro.(7)




  Allerdings gibt es durchaus Politiker, die mal gelobt werden müssen, ich habe einige von ihnen gefunden, die einen Teil ihres Einkommens spenden bzw. ihre Honorare für Vorträge nicht annehmen und stattdessen an gemeinnützige Organisationen und Vereine weitergeben. Das verdient Anerkennung!




  Um einer permanenten öffentlichen Diskussion um die Diäten unserer Abgeordneten zu entgehen, wurde beschlossen die monatliche Entschädigung automatisch an die allgemeine Lohnentwicklung anzupassen. So werden die Bezüge jährlich neu berechnet.(8)




  Nun werden Sie vielleicht denken, dass ich mich hier an der Neiddebatte über die Entlohnung unserer Abgeordneten beteiligen will. Nein, ganz im Gegenteil! Ich will keineswegs die Diskussion über die Bezahlung unserer Volksvertreter zusätzlich anheizen. Ganz ehrlich betrachtet, finde ich die Diäten unserer Abgeordneten nicht überhöht, vor allem, wenn man bedenkt, dass ein Vorstandsvorsitzender einer mittleren Sparkasse im Schnitt ein sechsstelliges Jahreseinkommen erzielt. Und der trägt bei weitem nicht die Verantwortung, wie sie unsere Volksvertreter tragen bzw. tragen sollten. Wer sich dieser Aufgabe pflichtbewusst und zuverlässig stellt, soll dafür auch gut entlohnt werden. Ich will mit keinem unserer 631 Abgeordneten tauschen, die wenigsten von ihnen kennen ein geregeltes Familienleben, auch nicht an den Wochenenden. Die Höhe ihrer Entschädigung ist absolut gerechtfertigt, die jährliche Anpassung macht Sinn.




  Verwundert bin ich immer wieder über die vielfältigen Einsatzmöglichkeiten unserer Minister. Ursula von der Leyen zum Beispiel war von 2005 bis 2009 Ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und von 2009 bis 2013 Ministerin für Arbeit und Soziales. Seit 2013 ist sie Verteidigungsministerin. Eine erstaunliche Karriere! Das kann im normalen Leben keiner vorweisen, heute Bäcker- und morgen Friseurmeister!




  Den Politikern der Regierungsparteien ist im Übrigen sehr wohl bewusst, wie prekär die Situation für den Teil der Bevölkerung ist, der am Existenzminimum lebt. Dennoch wurden bisher kaum Maßnahmen getroffen, um die Lage für die unteren Einkommensschichten wesentlich zu verbessern.




  Vor allem in ihren Wahlkreisen werden sie immer wieder darauf angesprochen, sie versprechen sich der Probleme anzunehmen, doch Lösungen werden kaum angeboten. Vielleicht würden einige der Politiker persönlich ganz andere Entscheidungen treffen, doch in der Regel folgen sie der vorgegebenen Linie ihrer Partei.




  Nachdem die Alternative für Deutschland deutliche Zuwächse in der Wählergunst für sich verbuchen kann, haben einige Politiker begriffen, dass es wesentlich mehr politischen Zündstoff als die Flüchtlingskrise in Deutschland gibt. Sie haben erkannt, dass es viele Bereiche gibt, in denen sich der einfache Bürger nicht ernst genommen fühlt und berechtigt tiefgreifende Reformen fordert. Der Alltag vieler Menschen wirft die unterschiedlichsten Fragen auf, auf die ich später noch eingehen werde.




  Unsere Abgeordneten sollten sich immer wieder ins Gedächtnis rufen, dass sie die Volksvertreter und nicht die Vertreter einer Bank, einer Versicherung, der Großindustriellen oder ihrer Partei sind, sie sind die gewählten Vertreter des deutschen Volkes!




  Die Bürger haben das Vertrauen in die Politik in weiten Teilen verloren. Der Staat hat ihnen gegenüber eine Fürsorgepflicht, dafür zahlt er seine Steuern. Wenn er diese permanent verletzt, schwindet die Akzeptanz seiner Entscheidungen beim Volk. Es braucht nicht viel, um Vertrauen zu verspielen, es braucht viele gute Taten, um Vertrauen zu gewinnen. Doch dazu braucht es auch Politikerpersönlichkeiten, in dessen Hände der Bürger sein Leben und seine Zukunft ruhigen Gewissens legen kann. Die sind in Deutschland Mangelware, denn die meisten unserer Politiker beglücken uns permanent mit neuen Ideen, versuchen die gravierenden Mängel im System mit kleinen „Ausbesserungsarbeiten“ zu flicken, schüren dadurch noch mehr die Unsicherheit im Volke oder sie sind ständig gegen alles und jeden, ohne konkrete eigene Pläne vorzulegen. Bei einigen Politikern fragt man sich, wie sie es so weit schaffen konnten. Sie geben häufig vollkommen realitätsfremde Äußerungen von sich und wirken manches Mal wie ferngesteuert.




  Bundeskanzler und Minister schwören bei Amtsantritt: „ … dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde“.(9)




  In Deutschland hat man indes häufig den Eindruck, dass unsere Politiker vorrangig die Interessen Europas und der Welt bedienen, statt die Interessen der deutschen Bevölkerung.




  Nicht nur die Politiker, sondern auch die Parteien werden zum Teil mit Steuergeldern unterstützt. Parteien finanzieren sich durch Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden, sowie durch Einkünfte aus ihren eigenen Unternehmen. Zusätzlich erhalten sie für jede Wählerstimme und für jeden Euro, der über Spenden auf den Konten der Parteien eingeht, eine angemessene Summe vom Staat obendrauf gelegt.(10)




  Seit der CDU-Spendenaffäre, die vor einigen Jahren die Gemüter in Deutschland erhitzte, schaut man den Parteien jedoch etwas genauer auf die Finger, woher ihre Millionen an Spendengeldern stammen. Bis heute konnte die Spendenaffäre der CDU und die Rolle, die Helmut Kohl dabei spielte, nicht restlos aufgeklärt werden.




  Vor allem CDU/CSU, aber auch die anderen Parteien, mit Ausnahme der Linken, werden großzügig aus der Industrie mit Spenden bedacht. Die Versicherungen, einige Banken, die Pharmaindustrie, Teile der Autoindustrie, aber auch die Rüstungsindustrie haben unsere Parteien in den letzten Jahren großzügig finanziell unterstützt.(11)




  Im Herbst 2017 finden die mit Spannung erwarteten Bundestagswahlen für die 19. Wahlperiode statt. Glaubt man den Prognosen der verschiedensten Meinungsforschungsinstitute könnte das Ergebnis nach derzeitigem Stand wie folgt aussehen: CDU/CSU = 31 %, SPD = 21 %, Linke = 9 %, Bündnis 90/Grüne = 12 %. Die Alternative für Deutschland wird voraussichtlich erstmals in den Bundestag einziehen. Hier wird ein zweistelliges Ergebnis prognostiziert. Der FDP wird der Wiedereinzug ins deutsche Parlament vorausgesagt, sie könnten die 5-Prozent-Hürde sicher übertreffen. Diese Werte schwanken ständig, je nachdem wie aufgeheizt die politische Lage in Deutschland ist und ob sich die Republik in einer längeren Phase „ohne besondere Vorkommnisse“ befindet.




  Nun wird sich der aufmerksame Leser fragen, was sich nach der Neuwahl im Jahr 2017 für Deutschland ändern könnte. Sollten die Ergebnisse für die Fortsetzung der Großen Koalition reichen, dann kann der Wähler kaum davon ausgehen, dass ein grundlegender Kurswechsel stattfinden wird. Reicht es nicht, wird eine weitere Partei benötigt. Die Grünen werden sich ins Gespräch bringen, aber auch die FDP wäre mit Sicherheit bereit, Koalitionsverhandlungen mit der CDU/CSU und SPD aufzunehmen.




  Wie werden sich die Grünen im Falle einer Regierungsbeteiligung verhalten? Derzeit kritisieren sie die bestehende Große Koalition sehr massiv. Eine Zusammenarbeit zwischen CSU und Grünen ist kaum vorstellbar.




  Werden sie ihren Konfrontationskurs ändern, wenn sie mit lukrativen Ministerposten entlohnt werden, wie das unter der Regierung Schröder schon geschehen ist? Wollen sie Verantwortung übernehmen, auch wenn ihre Forderungen nicht durchgesetzt werden oder weil die Schwulen-, Lesben-, Frauen- oder Migranteninteressen nicht ausreichend berücksichtigt wurden?




  Wenn sich die derzeitige politische Lage in Deutschland in den nächsten Wochen und Monaten nicht wesentlich verbessert, dann ist durchaus nicht auszuschließen, dass die Alternative für Deutschland mit mindestens 10 % in den Deutschen Bundestag einzieht, wenn nicht gar höher, vielleicht als drittstärkste Kraft. Warten wir es ab, es wird spannend werden. Maßgebend ist der Weg, den die Bundesregierung in der nahen Zukunft einschlagen wird.




  Langsam setzt ein Umdenken ein. Kanzlerin Merkel hält zwar nach wie vor an ihrem Kurs, vor allem in der Flüchtlingsfrage fest, räumt aber ein, die Situation in Europa teilweise falsch beurteilt und zu spät reagiert zu haben.




  Wolfgang Bosbach, einer der wenigen Politiker in Deutschland, der in der Lage und gewillt ist, die Probleme in Deutschland und Europa realistisch einzuschätzen und der sehr offen Kritik an der Politik der Kanzlerin, vor allem in Fragen der Griechenland- und Flüchtlingskrise geäußert hat, tritt bei der nächsten Bundestagswahl nicht mehr an. Er hat augenscheinlich resigniert.




  Andere Politiker sind von der politischen Bühne verschwunden. Wo ist ein Herr von Guttenberg geblieben, der über seine Doktorarbeit gestolpert ist, Frau von der Leyen aber nicht? Welches Spiel wurde mit Christian Wulff gespielt, der eine kritische Haltung zur Eurokrise und zu den Aktivitäten der Europäischen Zentralbank einnahm?(12)




  Ausgelöst durch die Flüchtlingskrise haben die Unzufriedenen in diesem Land mit der AfD ein Ventil gefunden, mit welchem sie den Dampf im Kessel ablassen können. Langsam begreifen das unsere Politiker.




  So erklärte Angela Merkel in einem Interview, dass niemandem in diesem Land etwas weggenommen wird, sondern dass von Investitionen in den Wohnungsbau, in Schulen und Kindertagesstätten letztendlich alle Bürger profitieren werden.(13)




  Hier muss man sich berechtigt die Frage stellen, warum die Politik den Ernst der Lage erst jetzt erkannt und nicht schon seit Jahren entsprechende Mittel für notwendige Investitionen und Personal bereitgestellt hat.




  Spannend bleiben weiterhin die Beziehungen zwischen CDU und CSU. Unstimmigkeiten gab es in der Vergangenheit des Öfteren, die Bayern sichern mit ihren guten Wahlergebnissen den Wahlsieg der CDU/CSU. Ansonsten hat man den Eindruck, dass Bayern auf Bundesebene nicht wirklich ernst genommen wird. Sie stellen in der derzeitigen Regierung den Bundesverkehrsminister, den Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, sowie den Minister für Ernährung und Landwirtschaft.




  Von den regierenden Parteien war es einzig die CSU, die klare Worte fand, um die umstrittene Flüchtlingspolitik zu thematisieren, sie wurde aber unverzüglich von sämtlichen deutschen Medien und vor allem von den links-rot-grünen Politikern auf eine Stufe mit der AfD gestellt.




  Die führenden bayerischen Köpfe wie Horst Seehofer, Joachim Herrmann und Markus Söder sollten wissen, dass man an Glaubwürdigkeit verliert und nicht mehr ernst genommen wird, wenn man immer nur Konsequenzen androht, sie aber nicht entschlossen durchsetzt. Sämtliche angekündigte Schritte der CSU, die Flüchtlingskrise in den Griff zu bekommen und damit die Sicherheit in Deutschland wieder herzustellen, bleiben vergeblich, wenn die angedrohten Maßnahmen nicht umgesetzt werden. Hier darf auf Befindlichkeiten anderer oder befürchtete schlechte Wahlergebnisse keine Rücksicht genommen werden. Es steht schließlich die Zukunft und die Sicherheit unseres Landes auf dem Spiel. Mit dem ehemaligen Parteivorsitzenden Franz-Josef Strauß hätte es dieses ewige Hin und Her nicht gegeben, er hätte die bayerischen Positionen konsequent und kompromisslos vertreten.




  Vor der anstehenden Bundestagswahl überbieten sich unsere Parteien mit der Bekanntgabe von Plänen für Investitionen und Steuersenkungen für die Zeit nach dem Wahlsonntag. Dem Bürger fehlt der Glaube an der Ernsthaftigkeit dieser Vorschläge. Wann wird die versprochene Abschaffung der kalten Progression umgesetzt, wann der Solidaritätszuschlag gestrichen, deutliche Steuerentlastungen für Gering- und Alleinverdiener beschlossen? Wann endlich gibt es konkrete Pläne, die erwirtschafteten Steuerüberschüsse an die Bevölkerung zurückzugeben. Was ist, wenn die Steuereinnahmen mal einige Jahre hintereinander nicht so großzügig sprudeln? Neue Schulden? Es gibt viele Fragen, auf die die Bevölkerung dieses Landes Antworten erwartet.




  Viele Bürger der Bundesrepublik haben der Sozialdemokratischen Partei die Agenda 2010 nicht verziehen. Die sozial Benachteiligen wurden noch ärmer, bestraft werden alle Menschen, die lange Jahre in die Sozialsysteme eingezahlt haben.




  Befremdlich ist die Tatsache, dass sich die SPD nun für die Rente mit 63 und den Mindestlohn feiern lässt. Die Rente mit 63 verdient den Namen längst nicht mehr, weil sie stufenweise auf 65 angehoben wird. Den Mindestlohn forderten die Linken schon seit vielen Jahren.




  Gerne hätte ich gewusst, wie Helmut Schmidt die heutige Situation in Deutschland und die Arbeit seiner Parteikollegen beurteilt hätte. Doch leider wird er uns mit seinen brillant scharfen Einschätzungen und seinen klugen Ratschlägen nicht mehr zum Nachdenken bewegen können.




  Positiv hervorzuheben ist meiner Ansicht nach in der SPD unser Außenminister Frank Walter Steinmeier, der mit viel Verantwortung und Nachdruck versucht, die unterschiedlichsten Konfliktparteien in den Krisenländern immer wieder an den Verhandlungstisch zu bringen und sich trotz Niederlagen nicht vom Weg einer friedlichen Lösung abbringen lässt.




  Manchmal stellt man sich die berechtigte Frage, wie die SPD die 20-Prozent-Marke bei der nächsten Wahl deutlich übertreffen will. Alleine der Vorschlag von Wirtschaftsminister Gabriel eine Flexi-Steuer beim Treibstoffpreis einzuführen, verursacht bei vielen Menschen nur Kopfschütteln. Betroffen sind wieder die Arbeitnehmer, die auf das Auto angewiesen sind und nicht auf die teuren öffentlichen Verkehrsmittel zurückgreifen wollen und können. Er hat vorgeschlagen, dass Benzin und Diesel an der Tankstelle auch bei niedrigen Rohölpreisen immer gleich kosten und die Differenz als Steuer abgeführt werden soll.(14) Wie schaut es dann umgekehrt aus? Werden bei steigenden Preisen die Steuern dann gesenkt? Wohl kaum.




  Ich persönlich befürchte, dass in der kommenden Wahlperiode im Falle der Fortsetzung einer Großen Koalition die Bundesregierung die Mehrwertsteuer anheben wird, denn diese ist im europäischen Vergleich noch relativ niedrig. Und irgendwoher müssen die Gelder ja kommen, die zurzeit so großzügig für die unterschiedlichsten Projekte zur Verfügung gestellt werden. Woche für Woche erfreut uns die Bundesregierung mit neuen Ankündigungen, was die Bereitstellung von finanziellen Mitteln betrifft. Mehr für die Polizei, für die Bundeswehr, für den Straßenbau, für Bildung, viel mehr für Integration und die Flüchtlingskrise, weitaus mehr für den Kampf gegen Terror und für Europa und die weltweiten Krisen. Wie will man das alles bewältigen? Hier erwartet der Bürger konkrete Finanzierungsvorschläge. Derzeit werden die Milliarden dermaßen großzügig verteilt, dass sich der Bürger ständig die Frage stellt, wo das Geld auf einmal herkommt.




  Interessant ist das Verhalten von einigen Politikern und Parteien, die Angela Merkel in der Flüchtlingskrise vor sich her trieben und einen unbegrenzten Zuzug von Migranten forderten. Nach den letzten Wahlen in einigen Bundesländern wurde Angela Merkel für das schlechte Abschneiden verantwortlich gemacht, denn es ist unbestritten, dass die Wahlergebnisse auf bundespolitische Entscheidungen und die Flüchtlingspolitik in Deutschland zurückzuführen sind. Kein feiner Zug, der vielen aufmerksamen Bürgern in Deutschland sicher nicht entgangen ist.




  Versetzen wir uns einmal in die Lage von Bürgern unseres Landes, denen es wirtschaftlich bei weitem nicht so gut geht, die ihr Leben mühsam meistern und trotz einem sozialversicherungspflichtigem Vollzeitjob Monat für Monat gerade so um die Runden kommen. Diese müssen sich von unseren Politikern immer wieder anhören, dass es Deutschland so gut wie nie ginge und dass es unsere Pflicht wäre, von diesem Wohlstand abzugeben.




  Obwohl sie persönlich nichts falsch gemacht haben, müssen sie sich doch als Versager fühlen, denn in ihrem Alltag kommt von all dem Reichtum kaum ein Cent an. Wenn sie daran Kritik üben und in der Folge als Pack bezeichnet werden, darf sich kein Politiker wundern, dass man diese Menschen nicht mehr mit Argumenten erreichen kann.




  Die Linken bringen die soziale Ungerechtigkeit in Deutschland immer wieder zur Sprache. In vielen Punkten haben sie Recht. Vor allem Gregor Gysi, der rhetorisch vielen anderen Politikern weit überlegen ist, hat in den letzten Jahren, vor allem in seinen Redebeiträgen im Bundestag, die Missstände in Deutschland deutlich angeprangert.




  Aber ihre Haltung zur Flüchtlingskrise ist nicht tragbar. Ihre Forderung nach unbegrenzter Zuwanderung, auch von politisch nicht verfolgten Menschen, sondern von Wirtschaftsmigranten auf der Suche nach einem besseren Leben, ist nicht nachvollziehbar.




  Es würde Deutschland, vor allem aber die Sozialsysteme weiter massiv schwächen und die Lage der unteren Einkommensschichten, der sozial Benachteiligen, aber auch des deutschen Mittelstandes weiter verschärfen, denn hier würde zuerst gespart werden. Und ein schwaches Deutschland wäre sicher nicht mehr in der Lage, weiterhin umfassend seinen Beitrag für die Verbesserung der Lebensbedingungen der Notleidenden der Welt zu leisten. Hilfe ja, aber nur vor Ort und das als Hilfe zur Selbsthilfe!




  Ihr Kampf gegen die ungerechte Verteilung der Vermögen in Deutschland und der Welt, ihre klare Haltung zur aggressiven Politik der Amerikaner und zur permanenten Provokation von Russland sind wichtig, um die Missstände immer wieder zur Sprache zu bringen. Sie sind die einzigen, die das wirklich klar beim Namen nennen.




  Sie haben sich ihren Platz in der deutschen Parteienlandschaft hart erkämpft und leisten ihren Beitrag, damit Deutschland nicht im Sumpf einer gleichgeschalteten Einheitspolitik versinkt, die vor allem die Interessen der Industrie bedient.




  Was ist los mit der FDP? Sie müssen langsam wieder überzeugend in Erscheinung treten, wenn ihr Einzug in den Bundestag im Jahre 2017 mit einem Resultat von deutlich mehr als 5 Prozent gelingen soll. Der Bürger erwartet hier permanente Beiträge zu den drängendsten Fragen. Oder hat man Angst, sich an den heiklen Themen wie der Flüchtlingskrise die Zunge zu verbrennen? Die Chancen stehen doch gut, die Menschen suchen nach Alternativen zu den großen Parteien.




  Ich vermisse die provokanten Sprüche eines Guido Westerwelle, ich vermisse die besonnenen Beiträge eines Hans-Dietrich Genscher.




  Der Mittelstand in Deutschland braucht dringend einen Fürsprecher, damit er nicht weiter ausgeblutet wird. Denn die meisten Lasten werden in Deutschland auf den Mittelstand abgewälzt, vor allem auf die Menschen, die einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit nachgehen. Sie benötigen dringend Hilfe! Keiner nimmt sich ihrer Sorgen wirklich an.
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